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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Gruhi, Volmer, Biechele, Ey, Dr. Prassler, 
Dr. Stavenhagen, Susset, Tillmann und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2523 - 


betr. Umweitaufklärung 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 25. Sep- 
tember 1974 - öA - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


Die Haushaltsmittel für Umweltaufklärung sind seit 1971 weit 
überdurchschnittlich gewachsen, der wichtigste Einzelansatz beim 
Bundesminister des Innern wuchs von 350 000 DM (1971) auf 
1,3 Mio DM zuzüglich 2 Mio DM Verpflichtungsermächtigung (1974) 
auf das Vierfache. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Umweltprogramm von 1971 um- 
fangreiche Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit zugunsten des 
Umweltschutzes angekündigt. 

Bis heute ist die Bundesregierung aber nicht über Einzelaktionen 
hinaus gediehen. Ein systematisch aufgebautes Konzept für die 
Umweltaufklärung gibt es nicht. 

Nach dem Gesetz über das Umweltbundesamt und dem Haushalts- 
gesetz gehört die Umweltaufklärung zu den Aufgaben des Um- 
weltbundesamtes. 

Das von allen Parteien des Deutschen Bundestages am 3. De- 
zember 1971 mit Zustimmung zur Kenntnis genommene Um- 
weltprogramm der Bundesregierung kündigt besondere An- 
strengungen an, um das Umweltbewußtsein zu schärfen und 
die Bevölkerung zu umweltbewußtem Handeln hinzuführen. 
Die noch immer unzureichenden Sachmittel zur Aufklärung der 
Bevölkerung betrugen: 

1972 736 000 DM 

1973 800 000 DM 

1974 1 300 000 DM 

Im Haushalt 1975 sind 1,0 Mio DM vorgesehen. 
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Die Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 1974 von 2,0 Mio 
DM soll der Verwaltung die Planung und Einleitung länger- 
fristiger, über das laufende Haushaltsjahr hinaus kostenwirk- 
samer Aufklärungsmaßnahmen ermöglichen. Die Ermächtigung 
im Haushalt 1974 beschränkt sich auf die Jahre 


1975 mit 1 000 000 DM 

1976 mit 500 000 DM 

1977 mit 500 000 DM 


zusammen 2 000 000 DM 


1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung das Deutsche Rote Kreuz, 
die großen Umweltorganisationen und Bürgerinitiativen und die 
Gemeinden zwar aufgefordert hat, am „Tag der Umwelt" 1974 
durch eigene Aktionen das Verständnis in der Bevölkerung 
über einen aktiven Umweltschutz für uns alle aufzuklären, daß 
die Bundesregierung aber diese Organisationen mit der Begrün- 
dung im wesentlichen ohne finanzielle Unterstützung und ohne 
Informations- und Aufklärungsmaterial ließ, es stünden dazu - 
zu Beginn des Haushaltsjahres ~ keine Mittel mehr zur Ver- 
fügung? 

Der Bundesminister des Innern hat in verschiedenen Gesprä- 
chen nicht nur mit dem Deutschen Roten Kreuz und bundesweit 
organisierten Umweltorganisationen, Bundesländern und kom- 
munalen Spitzenverbänden, sondern auch mit Gewerkschaften 
und den Spitzenorgansationen der deutschen Wirtschaft Aktivi- 
täten zum „Tag der Umwelt 1974"' besprochen. Er wird diesen 
Versuch, bundesweit zu Aktionsmodellen anzuregen, in den 
nächsten Jahren fortsetzen und verstärken, um auch künftig 
durch den „Tag der Umwelt", der auf Empfehlung der Verein- 
ten Nationen von 1972 in jedem Jahr am 5. Juni in der ganzen 
Welt durchgeführt werden soll, die Umweltaufklärung der Be- 
völkerung zu intensivieren. (Beispiele für angeregte Aktions- 
modelle: Tag der offenen Tür kommunaler und nichtstaatlicher 
Umwelteinrichtungen - Klärwerke, Mülldeponien, Müllver- 
brennungseinrichtungen, Shredder- Anlagen ; Säuberungsaktio- 
nen an Plätzen, Erholungsgebieten, Flußläufen, Seen etc.; Aus- 
stellungen der Kommunen oder der Umweltverbände mit ört- 
lichen Besonderheiten; örtliche Umweltforen; Sammelaktio- 
nen von Papier und Flaschen - d. h. Bewußtmachen von um- 
weltfeindlichen Rohstoffverschwendungen) . 

Der Bundesminister des Innern konnte der Bitte der Organi- 
sationen, solche Aktionen zum „Tag der Umwelt ^974" nicht 
nur anzuregen, sondern durch einheitliche Plakate. Massen- 
drucksachen und finanzielle Hilfen bei der Organisation von 
Veranstaltungen und Selbsthilfekampagnen auch zu unter- 
stützen, leider nur teilweise entsprechen. Die für eine das ganze 
Bundesgebiet und alle diese Organisationen umfassende Aktion 
erforderlichen Mittel standen zu meinem Bedauern effektiv 
nicht zur Verfügung. 

Der Etat 1974 beläuft sich lediglich auf l,v3 Mio DM. In den Etat 
für 1975 sind noch weniger Mittel eingestellt, nämlich nur 
1,0 Mio DM. Als Vergleich dazu: Die französische Regierung 
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hatte für Umweltaufklärung 300 Millionen Francs im Jahr 1973 
übrig. Wie stark der reduzierte Mittelansatz im nächsten Jahr 
die Aktivitäten der Bundesregierung zur Umweltaufklärung 
beeinträchtigen wird, ergibt sich nicht zuletzt daraus, daß die 
Kosten für Druckerzeugnisse durchschnittlich um 8^/o pro Jahr 
bereits in den zurückliegenden vier Jahren kletterten. Für ein- 
zelne Papiersorten muß in diesem Jahr bis zu 100 Vo mehr aus- 
gegeben werden als 1973. 

Trotz der Mittelknappheit hat der Bundesminister des Innern 
eine Zusammenarbeit einzelner Organisationen zur Vorberei- 
tung von Aktionen zum „Tag der Umwelt" im Rahmen seiner 
bescheidenen Möglichkeiten unterstützt mit vorhandenen Bro- 
schüren und preiswertem Informationsmaterial wie der Um- 
weltzeitung Nr. 1. 


2. a) Aus welchem Titel wurde die etwa zur gleichen Zeit in 
Millionenauflage erschienene „Umweltzeitung Nr. 1" des 
Bundesministeriums des Innern bezahlt? Wie groß war die 
Gesamtauflage, und was wurde dafür ausgegeben? 

Die Umweltzeitung Nr. 1 wurde aus Kapitel 06 01 Titel 531 01 
„Öffentlichkeitsarbeit des BMI", also nicht aus dem allzu knapp 
dotierten Umweltaufklärungstitel, bezahlt. Die Auflage betrug 
1 070 000 Exemplare. Die Kosten für Redaktion und Druck be- 
liefen sich auf 60 947 DM, mithin kostete jede Zeitung nur 
6 Pfennige. Für den Versand mußte das Bundesministerium des 
Innern lediglich 11 738 DM aufbringen, weil die Verteilung 
größtenteils durch Bürgerinitiativen, Schulen und Verbände im 
Umweltschutzbereich erfolgte, die beim BMI die Umweltzeitung 
bestellt hatten. 


b) Worauf stützt der verantwortliche Minister die Begründung, 
bei dieser „Umweltzeitung Nr. 1 “ handele es sich um Auf- 
klärung der Bevölkerung über Fragen des Umweltschutzes? 


Die Umwelt-Zeitung Nr. 1 behandelte Fragen aus allen aktuel- 
len Bereichen des Umweltschutzes. Zum Beispiel: verminderte 
Luftverunreinigung durch staubfreie Stahlwerke, reduzierter 
Flughafenlärm durch Lärmschutzzonen, erfolgreiche Abfallwirt- 
schaft: Klärschlammverwertung und Restverbrennung im Müll- 
kompostwerk; Smogbekämpfung: Einrichtung von Pilotstatio- 
nen zur Messung der Luftverunreinigung. 


c) Wie war die Reaktion der als Verteiler in Anspruch ge- 
nommenen Stellen und der Empfänger auf die „Umwelt- 
zeitung Nr. U'? 


überwiegend positiv. 
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d) Ist der jetzige Bundesminister des Innern noch bereit, sich 
mit dem Inhalt und der Darstellungsart dieses Druckerzeug- 
nisses zu identifizieren, und beabsichtigt er, weitere Aus- 
gaben herauszubringen? 


Ja. Eine Umweltzeitung Nr. 2 liegt vor. Der Innenminister 
wird sich eines so preiswerten Mittels für die Umweltaufklä- 
rung wie dieser Zeitung im Rotationsdruck auch weiterhin be- 
dienen, denn hier läßt sich mit minimalem Mitteleinsatz ein 
Maximum von Kontakten herstellen, also effiziente Umwelt- 
aufklärung betreiben. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die Bewirtschaftung der Haus- 
haltsmittel für Umweltaufklärung dem Umweltbundesamt ent- 
sprechend seinem gesetzlichen Auftrag zu übertragen, um die 
Gefahr zu vermindern, daß Steuergelder, die der Aufklärung 
der Bevölkerung über Fragen des Umweltschutzes dienen soll- 
ten, für Propaganda-Aktionen des Ministeriums in Anspruch 
genommen werden? 

In der Vergangenheit wurden keine Steuergelder für Propa- 
gandaaktionen des Ministeriums in Anspruch genommen, und 
auch in Zukunft wird dies nicht geschehen. 

Das Umweltbundesamt wird im Rahmen seiner wachsenden 
Gestaltungsmöglichkeiten in die Sachaufklärung der Bevölke- 
rung eingeschaltet werden. 


4. Hat die Bundesregierung konkrete, über die allgemeinen An- 
sätze ihres Umweltprogramms hinausgehende Vorstellungen, 
wie das Umweltbewußtsein der Bevölkerung vertieft werden 
kann und muß? Wann wird sie diese Vorstellungen dem Deut- 
schen Bundestag darlegen? 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Öffentlichkeits- 
arbeit auf dem Umweltgebiet vor allem darauf abzielen muß, 
dem einzelnen Bürger 

— ein realistisches Bild der drohenden Gefahren zu vermitteln, 

— die Wege zu zeigen, wie diesen Gefahren begegnet werden 
kann, 

— bewußt zu machen, daß ohne die Unterstützung der Masse 
unserer Mitbürger die großen und vielfältigen Aufgaben des 
Umweltschutzes nicht gelöst werden können, von der spar- 
samen Verwendung der Energie über die Wiederverwen- 
dung von Rohstoffen wie Papier und Schrott bis zur Selbst- 
disziplin bei der Belastung von Wasser, Landschaft und Luft, 

— eine realistische Vorstellung von den Kostenanteilen zu ver- 
mitteln, den die Allgemeinheit und jeder einzelne von uns 
für mehr Lebensqualität und eine bessere Umwelt bezahlen 
muß? 

Wegen des engen Sachzusammenhangs beantworte ich die Fra- 
gen 4 und 5 gemeinsam. 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept zur Umweltaufklärung in 
ihrem Umweltprogramm vom September 1971 vorgelegt. Da- 
nach hat Umweltaufklärung einmal die Aufgabe, komplizierte 
ökologische Zusammenhänge und Einsichten über drohende Ge- 
fahren der Bevölkerung klar und einfach darzustellen und zum 
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anderen die verschiedenen Gruppen in der Bevölkerung zu 
praktikablen Umwelt-Aktionen zu motivieren. 

Diese Ziele sind bisher nur teilweise erreicht worden. Zwar ist, 
wie neuere Umfragen zeigen, das allgemeine Problembewußt- 
sein der Bürger über Umweltfragen erfreulich gewachsen, nicht 
zuletzt durch die Umweltaufklärung von Bund, Ländern und 
Umweltverbänden. So geht aus einer Ende August veröffent- 
lichten Allensbach-Umfrage hervor: 80 Vo der Befragten halten 
Umweltschutz auch dann für eine dringende Aufgabe, wenn er 
auf Kosten des wirtschaftlichen Wachstums geht. 50 Uo der Be- 
fragten würden für umweltfreundliche Produkte sogar Preis- 
steigerungen bis zu 10 Uo in Kauf nehmen. 

Auf diesem Problembewußtsein aufbauend hat nun das BMI 
versucht, mit seinem kleinen Etat ein Höchstmaß an Effizienz 
bei der Umweltaufklärung zu erreichen. Wie sich der Bürger 
umweltbewußt verhalten kann, zeigen ihm beispielsweise Fern- 
sehspots (vom BMI zusammen mit anderen Ressorts der Bun- 
desregierung finanziert und kostenlos im Fernsehen einge- 
blendet). 

Das BMI betreibt Umweltaufklärung außerdem durch program- 
miertes Lernen in drei jeweils wöchentlich wechselnden Aus- 
stellungen im gesamten Bundesgebiet (Einsparung einer Stand- 
miete durch Aufstellung in Sparkassenfilialen). Ähnliche Aktio- 
nen werden in Zusammenarbeit mit den Ländern vorbereitet. 

Für groß angelegte Aufklärungskampagnen unter Einsatz aller 
wichtigen Medien, wie sie glücklicherweise etwa bei der Kam- 
pagne: „KLICK. Erst gurten - dann starten" dem Verkehrs- 
ministerium möglich sind, ist der Etat des BMI völlig unzu- 
reichend dotiert. 

Wie sehr der Aktionsradius des BMI begrenzt ist, zeigen fol- 
gende Zahlen. Eine einmalige einseitige Einschaltung einer An- 
zeige in allen wichtigen Tageszeitungen kostet allein 1 Mio DM 
und würde damit den Etat des BMI für Umweltaufklärung be- 
reits voll ausschöpfen. 

Die von den Fragestellern unter Frage 5 aufgeführten Grund- 
sätze sind im ständig fortgeschriebenen Konzept Umweltauf- 
klärung mit erfaßt und in den geförderten Aktionen berücksich- 
tigt. Wie in der Vergangenheit wird der BMI das Parlament 
über seine konkreten Vorstellungen auf dem Gebiet Umwelt- 
aufklärung auch weiter informieren. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, bei den Bemühungen mit der 
besseren Umwelt Selbsthilfe-Einrichtungen und Bürgervereini- 
gungen zu fördern, auch wenn diese einzelne Positionen und 
Leistungen der Umweltschutzpolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland kritisieren? 


Die Bundesregierung fördert bundesweit organisierte Umwelt- 
organisationen im Rahmen ihrer allerdings sehr begrenzten 
finanziellen Möglichkeiten. Sie hat diese Förderung in keinem 
Fall davon abhängig gemacht, daß diese Organisationen in ein- 
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zelnen Punkten der Umweltpolitik die gleiche Auffassung ver- 
treten wie die Bundesregierung. Diese Förderung ist allerdings 
nach dem Willen des Parlaments auf konkrete Einzelprojekte 
beschränkt. Die Bundesregierung sieht in den Umweltverbän- 
den und Bürgerinitiativen kritische Partner, deren Tätigkeit sie 
uneingeschränkt unterstützt. 
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